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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 214/09 B 
 
L 4 R 234/07 (Sächsisches LSG) 
S 11 R 1764/05 (SG Leipzig) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. August 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  F i c h t e   und  

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Sächsischen Landessozialgerichts vom 10. März 2009 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 10.3.2009 hat das Sächsische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung einer Witwerrente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und Verfahrensfehler iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht ordnungs-

gemäß dargetan worden sind (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt 

sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der 

Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine 

derartige Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein 

Beschwerdeführer mithin eine konkrete Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre 

(konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) 

darlegen (zum Ganzen BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 Seite 70 mwN). Diesen Anforderungen 

wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hat schon keine Rechtsfragen formuliert. Er beschränkt sich vielmehr im Wesent-

lichen auf die Darlegung, dass die Bewertung einer Ehe, die den Zweck habe, die häusliche 

Pflege eines Versicherten sicherzustellen, als Versorgungsehe in seinem Fall und ähnlich 

gelagerten Fällen zu einer unbilligen Härte führe. Es ist jedoch nicht Aufgabe des Senats, das 

Beschwerdevorbringen daraufhin zu analysieren, ob es möglicherweise grundsätzlich bedeut-

same Rechtsfragen zumindest andeutet. Im Übrigen ist die Beschwerde auch deshalb 

unzulässig, weil der Kläger die Klärungsbedürftigkeit möglicher Grundsatzfragen nicht aus-

reichend dargelegt hat. 

 

Klärungsbedürftig ist eine Rechtsfrage nicht, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel steht, 

sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als höchst-

richterlich geklärt muss eine Rechtsfrage auch dann angesehen werden, wenn das Revisions-
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gericht bzw das Bundesverfassungsgericht sie zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, 

jedoch schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die aus-

reichend Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich heraus-

gestellten Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8; s hierzu auch Kummer, Die 

Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 117 mwN). Liegen bereits höchstrichterliche Ent-

scheidungen zur aufgeworfenen Frage vor, so muss substantiiert vorgetragen werden, aus 

welchen Gründen die Frage klärungsbedürftig geblieben oder erneut geworden ist (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). 

 

Abgesehen davon, dass schon keine Rechtsfrage aufgezeigt wird, erfüllt die Beschwerde-

begründung diese weiteren Anforderungen auch deshalb nicht, weil der Kläger noch nicht ein-

mal behauptet, mögliche Grundsatzfragen zu § 46 Abs 2a Sechstes Buch Sozialgesetzbuch 

seien bisher höchstrichterlich nicht entschieden worden. 

 

Ebenso wenig hat der Kläger ein Verfahrensmangel in der gebotenen Weise aufgezeigt. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargelegt werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109, 128 Abs 1 

Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist 

(zum Ganzen vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 S 6 mwN). 

 

Der Kläger sieht einen Verfahrensfehler darin, dass das LSG bei der Einschätzung der Lebens-

erwartung der Versicherten nicht die vorliegenden Arztberichte, sondern Angaben im 

"Pschyrembel" und damit rein statistische Werte zu Grunde gelegt habe. 

 

Mit diesem Vorbringen rügt der Kläger die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts. Auf eine 

Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG kann indes nach dem Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbsatz 2 SGG eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht gestützt werden. 

 

Soweit der Kläger mit dem genannten Vorbringen möglicherweise auch eine Verletzung der 

dem LSG obliegenden Sachaufklärungspflicht iS von § 103 SGG geltend machen will, hat die 

Beschwerde ebenfalls keinen Erfolg. Denn die Beschwerdebegründung legt nicht dar, im 
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Berufungsverfahren einen Beweisantrag gestellt und diesen bis zuletzt aufrechterhalten zu 

haben. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG 

iVm § 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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